
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 

Teilweiser Verzicht auf Belegungsbindungen 
für öffentlich geförderte Sozialwohnungen 

(Erster Förderweg), für die ab Kalenderjahr 2003 
nach Ablauf der Grundförderung keine 

Anschlussförderung gewährt wird, sowie 
mzugsberechtigung für 

14 oder 90 i 2-0, intern 9 12-4 

S o z i t ~ l ~ o l ~ i ~ ~ i r ~ g c ~ ~ .  für die r t x h  Ende ckr C~runiifcirderun~r 

Die Freistellung erfolgt gemäß 5 30 Abs. 3 WoFG ohne Forde- 
rung eines Ausgleichs. 

Damit dürfen diese Wohnungen irn Fülle des Freiwerdens 
bom genannten Zeitpunkt an auch an solche Wohnungs- 
suchende überlassen %erden, die n i c h t W o h n b e r e C h - 
t i g t sind, also weder einen Wohnberechtigungsschein noch 
eine vor dem 1. April 2006 erteilte Bezugsberechtigung vorlegen 
können. 

2. Freistellungsmsicherung nach 2) 38 VwVfG 

Dem Vrerfügungsberechtigten wird zur Versorgung von Woh- 
tiungssuchenden, die eine wegen Wesfalls der Anschlussför- 
cierung im Auftrag der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
erteilte ,,Umz~igsberechtiguiIg" korlegen, gern23 5 7 Abs. 1 
WoBindG in Verbindung mit 5 30 Abs. f und 3 WoFG eine 
Freistellung ohne Forderung eines Ausgleichs für eine nach der 
Raumzahl gleich große oder kleinere öf'fentlich geförderte 
Wohnung zugesichert. 

Das zuständige Bezirksamt ~ i r d  die Freistellung bei Eingang 
der Vermietungsmitteilung und der „UmzugsberechtigungL von 
Amts wegen erteilen. 

Mieter, die auf Grund der Auswirkungen der Nichtgcwährung 
von Anschlussförderung nach dem Ende der Grundförderung 
ihre Sozialwohnung kündigen, erhalten eine Bescheinigung, die 
sie berechtigt, eine gleich große oder kleinere öffentlich geför- 
derte Wohnung zu beziehen (Ilmzugsberechtigung). 

Die vorstehende Regelung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft; 
sie wird zuniichst bis zum 3 1. Dezember 20013 befristet. 


